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Vereinsstatuten   

des Vereins Aviation Reset – BürgerInnen für Transparenz, Kostenwahrheit 

und Nachhaltigkeit in der Luftfahrt  

 

Präambel 

 

Wir leben in einer Zeitenwende: Der Klimawandel und die damit einhergehenden 

geopolitischen Auswirkungen, wesentlich häufigere und intensivere 

Naturkatastrophen, Flüchtlingsströme und Kriege im Zusammenhang mit 

schwindenden natürlichen Ressourcen etc. zeichnen sich immer schärfer ab. Die 

Luftfahrtindustrie trägt zur Verschärfung der Klimakrise wesentlich bei.  

 

Aviation Reset ist die Forderung, die Luftfahrt auf das mit dem Umweltschutz in 

Einklang zu bringende Maß zurückzuführen. Es ist die Forderung, die Grenzen des 

Wachstums anzuerkennen, die sich aus der Belastbarkeit unseres Planeten und 

seiner Bewohner:innen ergeben. Es ist die Forderung, fair zu wirtschaften und ein 

Stück Lebensraum, der durch die zügellose Expansion der Luftfahrt geraubt wurde, 

wieder zurückzugeben. 

 

Ein Grundpfeiler des Rechtsstaats ist die Gleichheit vor dem Gesetz, die sich u.a. in 

der Chancengleichheit in Gerichtsverfahren ausdrückt. Gerade im Zusammenhang 

mit umweltrelevanten Verfahren ist diese „Waffengleichheit“ nicht gegeben. Das 

enorme wirtschaftliche Ungleichgewicht zwischen Großunternehmen der 

Luftfahrtindustrie und den Mitgliedern der Zivilgesellschaft  bedarf daher eines  

Korrektivs.  

 

Aviation Reset setzt sich für ein rechtstaatliches und gesetzeskonformes Handeln 

aller Beteiligten im Bereich Luftfahrt und damit für die Herstellung von 

Chancengleichheit ein. Der Verein betrachtet daher die eigene Beteiligung an 

Verwaltungs- und Zivilverfahren sowie die Unterstützung von Mitgliedern des 

Vereins an einer solchen Beteiligung als zentrales Element zur Erreichung der 

Vereinsziele.  

 

Diese Unterstützung dient nicht der wirtschaftlichen Stärkung einzelner, sondern 

dem Ausgleich des wirtschaftlichen Ungleichgewichts zwischen Großunternehmen 

und Konzernen auf der einen Seite und Personen der Zivilgesellschaft, denen 

Umwelt- und Klimaschutz ein echtes Anliegen ist, auf der anderen Seite. 

 

Dies gilt zunächst in UVP-Verfahren oder umweltrelevanten Zivilverfahren, doch 

werden auch in zunehmendem Ausmaß sogenannte SLAPP-Klagen gegen Bürger 

bzw. Non-Profit-Organisationen eingesetzt. Dabei handelt es sich um Klagen, die 

auf Einschüchterung abzielen, um Bürger von zivilgesellschaftlichem Engagement 

u.a. gegen Umweltzerstörung abzuhalten. „SLAPP“ steht für „strategic lawsuit 

against public participation“, auf Deutsch „strategische Klage gegen öffentliche 



Beschlossen in der Generalversammlung vom 22.11.2023  

 

Seite 2/10  

Beteiligung“: Mit hohen Schadenersatzansprüchen oder der Behauptung der 

Rufschädigung, der üblen Nachrede oder der Verleumdung sollen Bürger davon 

abgehalten werden, sich zivilgesellschaftlich zu betätigen. Dabei wird der Umstand 

bewusst ausgenutzt, dass die Kosten derartiger Verfahren für Einzelpersonen auch 

im Falle des Obsiegens äußerst belastend und manchmal sogar existenzgefährdend 

sind, während finanziell unverhältnismäßig stärkere Großunternehmen diese Kosten 

auch dann leicht verkraften, wenn sie ein Verfahren durch alle Instanzen hindurch 

verlieren. Aviation Reset möchte daher durch die Bereitschaft, Verfahrenskosten zu 

übernehmen, Personen der Zivilgesellschaft  unterstützen, die gegen die Umwelt- 

und Naturzerstörung durch übermäßigen Flugverkehr ankämpfen, und auf diese 

Weise rechtsstaatlichen Prinzipien zum Durchbruch verhelfen.  

 

 

§ 1:  Name, Sitz und Tätigkeitsbereich  

  

1. Der Verein führt den Namen „Aviation Reset – BürgerInnen für 

Transparenz, Kostenwahrheit und Nachhaltigkeit in der Luftfahrt“.  

2. Er hat seinen Sitz in Wien und erstreckt seine Tätigkeit auf ganz Österreich 

sowie die EU und den EWR.  

3. Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt.  

4. Wird in diesen Statuten die männliche Form verwendet, so ist die weibliche 

Form mitverstanden.  

  

§ 2:  Zweck  

  

1. Zweck des Vereins ist der Schutz der Umwelt und des Klimas mit dem Ziel der 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und des Schutzes des 

Lebensraumes von Menschen und Tieren. Konkret bezweckt der Verein die 

Reduktion der durch die Luftfahrt (Flugverkehr) verursachten 

Beeinträchtigungen und Schäden an der Umwelt, dem Klima und der 

Gesundheit der Menschen. 

 

2. Weiters bezweckt der Verein die Förderung der Durchsetzbarkeit 

rechtsstaatlicher Prinzipien bei Vorliegen von wirtschaftlichem Ungleichgewicht 

der Beteiligten an umweltrelevanten Verfahren (Luftfahrtunternehmen 

einerseits und Bürger andererseits). . 

 

3. Die Tätigkeit des Vereins ist nicht auf Gewinn gerichtet.  

 

4. Der Verein verfolgt nach seinen Statuten ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige Zwecke und ist daher ein gemeinnütziger Verein im Sinne der 

geltenden abgabenrechtlichen Bestimmungen (§§ 34 bis 47 der 

Bundesabgabenordnung – BAO). Allfällige nicht im Sinne der §§ 34ff BAO 
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begünstigten Zwecke sind den begünstigten Zwecken völlig untergeordnet und 

werden höchstens im Ausmaß von 10% der Gesamtressourcen verfolgt.  

 

 

§ 3:  Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks  

  

1. Der Vereinszweck soll ausschließlich durch die in den Abs. 2 und 3 

angeführten ideellen und materiellen Mittel erreicht werden.  

  

2. Als ideelle Mittel dienen  

 

a) Übernahme der Verfahrenskosten von Bürgern und NON-Profit-

Organisationen bei umweltrelevanten Verfahren, um diese Personen zur 

Wahrung ihrer Rechte zu ermuntern und zu unterstützen. Dadurch sollen 

gerechte Verfahren bei großem wirtschaftlichem Ungleichgewicht der 

Beteiligten ermöglicht werden. 

b) Führen von und Beteiligung an (Verwaltungs-)Verfahren zur 

Geltendmachung der Einhaltung von Umweltschutzvorschriften und 

anderer zivil-, verwaltungs- oder strafgerichtlicher Verfahren, sofern ein 

enger Zusammenhang mit dem Vereinszweck besteht und die 

Betätigung nicht der Förderung wirtschaftlicher Einzelinteressen oder 

der Förderung parteipolitischer Interessen dient; 

c) Entwicklung nachhaltiger Mobilitätskonzepte mit dem Ziel der Senkung 

schädlicher Emissionen, die durch den Luftverkehr verursacht werden;  

d) Abhaltung von und Teilnahme an Informations-  und  

Diskussionsveranstaltungen, Vorträgen und Versammlungen im 

Rahmen des Vereinszwecks;  

e) Informations- und Pressearbeit, Internet und Social-Media Auftritt,  

f) Erarbeiten von Gesetzesvorschlägen und anderen Initiativen zur 

Entpolitisierung der Entscheidungsfindung in der Luftfahrt und zum Abbau der 

Privilegien in diesem Bereich;  

g) Koordinierung und Unterstützung der Teilnahme an dem Umwelt- und 

Naturschutz dienenden Verwaltungsverfahren durch Mitglieder und andere 

Einrichtungen, die dieselben oder ähnliche Zwecke wie der Verein verfolgen, 

im Rahmen des Vereinszwecks, sofern ein enger Zusammenhang mit dem 

Vereinszweck besteht und die Unterstützung nicht der Förderung 

wirtschaftlicher Einzelinteressen oder parteipolitischer Interessen dient.  

 

Der Verein ist bestrebt, als Umweltorganisation gemäß § 19 Abs 1 Z 7 iVm 

Abs 6 UVP-G 2000 anerkannt zu werden, um sich sodann an UVP-Verfahren 

nach dem UVP-G 2000 als Umweltorganisation anschließen zu können. 

 

 

3. Die erforderlichen materiellen Mittel sollen ausschließlich aufgebracht 

werden durch  
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a) Beitrittsgebühren und Mitgliedsbeiträge;  

b) Spenden, Förderungen und Zuwendungen von öffentlicher und privater Seite  

c) Erträgnisse aus Veranstaltungen im Rahmen des Vereinszwecks;  

d) Erbschaften, Vermächtnisse, Schenkungen;  

e) prozessualen Kostenersatz.  

 

4. Sofern dies dem Vereinszweck dient, ist der Verein weiters berechtigt, 

- sich Erfüllungsgehilfen gemäß § 40 Abs 1 Bundesabgabenordnung 

(BAO) zu bedienen oder selbst als Erfüllungsgehilfe tätig zu werden, 

- Geldmittel oder sonstige Vermögenswerte gemäß § 40a Z 1 BAO 

spendenbegünstigten Organisationen mit einer entsprechenden 

Widmung weiterzuleiten, sofern zumindest ein übereinstimmender 

Organisationszweck besteht, sowie 

- Lieferungen oder sonstige Leistungen gemäß § 40a Z 2 BAO zu 

Selbstkosten an andere gemeinnützige oder mildtätige Organisationen zu 

erbringen, sofern zumindest ein übereinstimmender Zweck vorliegt 

  

§ 4:  Arten der Mitgliedschaft  

  

1. Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche 

und Ehrenmitglieder.  

2. Ordentliche Mitglieder sind jene, die sich voll an der Vereinsarbeit 

beteiligen.   

3. Außerordentliche Mitglieder sind solche, die die Vereinstätigkeit vor allem 

durch Zahlung eines erhöhten Mitgliedsbeitrags fördern.  

4. Ehrenmitglieder sind Personen, die hiezu wegen besonderer Verdienste 

um den Verein von der Generalversammlung ernannt werden.  

  

§ 5:  Erwerb der Mitgliedschaft  

  

1. Mitglieder des Vereins können physische Personen sowie juristische 

Personen und rechtsfähige Personengesellschaften werden, vornehmlich 

betroffene Grundeigentümer.  

2. Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern 

entscheidet der Vorstand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen 

verweigert werden.  

3. Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch 

die Generalversammlung.  

  

§ 6:  Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft  

  

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, bei juristischen Personen und 

rechtsfähigen Personengesellschaften durch Verlust der  

Rechtspersönlichkeit, durch Austritt und/oder durch Ausschluss.  
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2. Der Austritt kann nur zum Quartal eines jeden Jahres (31.3., 30.6., 30.9., 

31.12.) erfolgen. Er muss dem Vorstand mindestens 2 Monate vorher 

schriftlich oder per E-Mail mitgeteilt werden. Erfolgt die Erklärung verspätet, 

so ist sie erst zum nächsten Austrittstermin wirksam. Für die Rechtzeitigkeit 

ist das Datum der Postaufgabe oder des Empfangs des Emails 

maßgeblich.  

3. Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn dieses trotz 

zweimaliger schriftlicher Mahnung unter Setzung einer angemessenen 

Nachfrist länger als sechs Wochen mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge 

im Rückstand ist. Die Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen 

Mitgliedsbeiträge (oder Teilforderungen daraus) bleibt hievon unberührt.   

4. Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch 

wegen grober Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen 

unehrenhaften Verhaltens verfügt werden.  

5. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Abs. 4 

genannten Gründen von der Generalversammlung über Antrag des 

Vorstands beschlossen werden.  

  

§ 7:  Rechte und Pflichten der Mitglieder  

  

1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereins 

teilzunehmen und die Einrichtungen des Vereins zu beanspruchen. Das 

Stimmrecht in der Generalversammlung sowie das aktive und passive 

Wahlrecht steht nur den ordentlichen und den Ehrenmitgliedern zu.  

2. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu 

fördern und alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der  

Zweck des Vereins Abbruch erleiden könnte. Sie haben die Vereinsstatuten 

und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen und 

außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der 

Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge in der von der 

Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet.  

  

§ 8:  Vereinsorgane  

  

Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der 

Vorstand (§§ 11 bis 13), die Rechnungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht 

(§ 15).  

  

§ 9:  Generalversammlung  

  

1. Die Generalversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des 

Vereinsgesetzes 2002. Eine ordentliche Generalversammlung findet 

jährlich statt.  

2. Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf Beschluss des 

Vorstands, der ordentlichen Generalversammlung oder auf schriftlichen 



Beschlossen in der Generalversammlung vom 22.11.2023  

 

Seite 6/10  

Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder oder auf Verlangen 

der Rechnungsprüfer oder auf Beschluss eines Rechnungsprüfers (§ 21 

Abs 5 VereinsG 2002) oder auf Beschluss eines gerichtlich bestellten 

Kurators binnen vier Wochen statt.  

3. Sowohl zu den ordentlichen als auch zu den außerordentlichen 

Generalversammlungen sind alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vor 

dem Termin schriftlich, mittels Telefax oder per E-Mail (an die vom Mitglied 

dem Verein bekanntgegebene Fax-Nummer oder E-MailAdresse) 

einzuladen. Die Anberaumung der Generalversammlung hat unter 

Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung erfolgt durch den 

Vorstand, durch einen Rechnungsprüfer gemäß § 21 Abs 5 VereinsG 

2002) oder durch einen gerichtlich bestellten Kurator.  

4. Anträge zur Generalversammlung sind mindestens drei Tage vor dem 

Termin der Generalversammlung beim Vorstand schriftlich einzureichen 

(es gilt das Datum des Einlangens).  

5. Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über einen Antrag auf 

Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung – können nur 

zur Tagesordnung gefasst werden.  

6. Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. 

Stimmberechtigt sind nur die ordentlichen und die Ehrenmitglieder. Jedes 

Mitglied hat eine Stimme. Die Übertragung des Stimmrechts auf ein 

anderes Mitglied im Wege einer schriftlichen Bevollmächtigung ist 

zulässig.  

7. Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der 

Erschienenen beschlussfähig.  

8. Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung 

erfolgen in der Regel mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen. Beschlüsse, mit denen das Statut des Vereins geändert oder 

der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten 

Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen.  

9. In der Generalversammlung führt der Obmann den Vorsitz, im Fall seiner 

Verhinderung sein Stellvertreter. Wenn auch dieser verhindert ist, so führt 

das verbleibende Vorstandsmitglied den Vorsitz.  

10. Die Generalversammlung kann auch im Wege einer Onlinekonferenz 

abgehalten werden.  

  

§ 10:  Aufgaben der Generalversammlung  

  

Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten:  

  

a) Entgegennahme und Genehmigung des Rechenschaftsberichts der Organe 

und des Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüfer;  

b) Beschlussfassung über den Voranschlag;   

c) Wahl  und  Enthebung  der  Mitglieder  des  Vorstands  und 

 der  
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Rechnungsprüfer;  

d) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Rechnungsprüfern und  

Verein;  

e) Entlastung des Vorstands;  

f) Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für 

ordentliche und für außerordentliche Mitglieder;  

g) Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft;  

h) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des 

Vereins;  

i) Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung 

stehende Fragen.  

  

§ 11:  Vorstand  

  

1. Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern, und zwar aus dem Obmann 

und seinem Stellvertreter, dem auch die Aufgaben des Schriftführers 

obliegen, sowie dem Kassier.  

2. Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand 

hat bei Ausscheiden eines gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle 

ein anderes wählbares Mitglied zu kooptieren, wozu die nachträgliche 

Genehmigung in der nächstfolgenden Generalversammlung einzuholen 

ist. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch Kooptierung 

überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jeder 

Rechnungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche 

Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines Vorstands 

einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprüfer handlungsunfähig sein, 

hat jedes ordentliche Mitglied, das die Notsituation erkennt, unverzüglich 

die Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu beantragen, 

der umgehend eine außerordentliche Generalversammlung einzuberufen 

hat.  

3. Die Funktionsperiode des Vorstands beträgt 4 Jahre; Wiederwahl ist 

möglich.   

4. Der Vorstand wird vom Obmann, bei dessen Verhinderung von seinem 

Stellvertreter, schriftlich oder mündlich einberufen. Ist auch dieser auf 

unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes sonstige 

Vorstandsmitglied den Vorstand einberufen.  

5. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen 

wurden und mindestens die Hälfte von ihnen anwesend ist.  

6. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei 

Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Umlaufbeschlüsse sind zulässig, ebenso die Abhaltung von Sitzungen im 

Wege der Onlinekonferenz.  

7. Den Vorsitz führt der Obmann, bei Verhinderung sein Stellvertreter.  
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8. Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode (Abs. 3) erlischt 

die Funktion eines Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 9) und 

Rücktritt (Abs. 10).  

9. Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder 

einzelne seiner Mitglieder entheben. Die Enthebung tritt mit Bestellung 

des neuen Vorstands bzw. Vorstandsmitglieds in Kraft.  

10. Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt 

erklären. Die Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des 

Rücktritts des gesamten Vorstands an die Generalversammlung zu 

richten. Der Rücktritt wird erst mit Wahl bzw. Kooptierung (Abs. 2) eines 

Nachfolgers wirksam.  

  

§ 12:  Aufgaben des Vorstands  

  

Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das „Leitungsorgan“ im 

Sinne des Vereinsgesetzes 2002. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht 

durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In seinen 

Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten: 

1. Erstellung des Jahresvoranschlags, sowie Abfassung des 

Rechenschaftsberichts und des Rechnungsabschlusses  

(=Rechnungslegung);  

2. Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung;   

3. Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, die 

Vereinsgebarung und den geprüften Rechnungsabschluss;  

4. Verwaltung des Vereinsvermögens;  

5. Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen 

Vereinsmitgliedern;  

6. Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins.  

  

Der Vorstand verpflichtet sich, die Daten der Mitglieder entsprechend den 

aktuellen gesetzlichen Bestimmungen (insbes. der DSGVO und des DSG 

2000) zu behandeln.  

   

§ 13:  Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder  

  

1. Der Obmann führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Der  

Stellvertreter  unterstützt  den  Obmann  bei  der  Führung 

 der Vereinsgeschäfte.  

2. Der Verein wird nach außen durch den Obmann vertreten. Schriftliche 

Ausfertigungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des 

Obmanns und des Stellvertreters, in Geldangelegenheiten  

(vermögenswerte Dispositionen) des Obmanns und des Kassiers. 

Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Verein bedürfen 

der Zustimmung der anderen Vorstandsmitglieder.  
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3. Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu 

vertreten bzw. für ihn zu zeichnen, können ausschließlich von den in Abs. 

2 genannten Vorstandsmitgliedern erteilt werden.  

4. Bei Gefahr im Verzug ist der Obmann berechtigt, auch in Angelegenheiten, 

die in den Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands 

fallen, unter eigener Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen; im 

Innenverhältnis bedürfen diese jedoch der nachträglichen Genehmigung 

durch das zuständige Vereinsorgan.  

5. Der Obmann führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im 

Vorstand.  

6. Der Schriftführer führt die Protokolle der Generalversammlung und des 

Vorstands.  

7. Der Kassier ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins 

verantwortlich.  

8. Im Fall der Verhinderung tritt an die Stelle des Obmanns sein Stellvertreter, 

der im Falle der Verhinderung des Kassiers auch dessen Aufgaben 

übernimmt. Der Stellvertreter wird durch den Kassier vertreten.   

9. Alle Organe sind ehrenamtlich tätig.  

  

§ 14:  Rechnungsprüfer  

  

1. Zwei Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer 

von 2 Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungsprüfer dürfen 

keinem Organ – mit Ausnahme der Generalversammlung – angehören, 

dessen Tätigkeit Gegenstand der  

Prüfung ist.  

2. Den Rechnungsprüfern obliegen die laufende Geschäftskontrolle sowie die 

Prüfung der Finanzgebarung des Vereins im Hinblick auf die 

Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung und die statutengemäße 

Verwendung der Mittel.   

3. Rechtsgeschäfte zwischen Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der 

Genehmigung durch die Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die 

Rechnungsprüfer die Bestimmungen des § 11 Abs. 8 bis 10 sinngemäß.  

  

§ 15:  Schiedsgericht  

  

1. Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden 

Streitigkeiten ist das vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine  

„Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und kein 

Schiedsgericht nach den §§ 577 ZPO.  

2. Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern 

zusammen. Es wird derart gebildet, dass ein Streitteil dem Vorstand ein 

Mitglied als Schiedsrichter schriftlich namhaft macht. Über Aufforderung 

durch den Vorstand binnen sieben Tagen macht der andere Streitteil 

innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts 
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namhaft. Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb von sieben 

Tagen wählen die namhaft gemachten Schiedsrichter binnen weiterer 14 

Tage ein drittes ordentliches Mitglied zum Vorsitzenden des 

Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den 

Vorgeschlagenen das Los. Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen 

keinem Organ – mit Ausnahme der Generalversammlung – angehören, 

dessen Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit ist.  

3. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung 

beiderseitigen Gehörs bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher 

Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. 

Seine Entscheidungen sind vereinsintern gültig.  

 

 

 

 

§ 16:  Freiwillige Auflösung des Vereins  

  

1. Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer 

Generalversammlung und nur mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen beschlossen werden.  

2. Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen 

vorhanden ist – über die Abwicklung zu beschließen. Insbesondere hat sie 

einen Abwickler zu berufen und Beschluss darüber zu fassen, wem dieser 

das nach Abdeckung der Passiven verbleibende Vereinsvermögen zu 

übertragen hat. Bei freiwilliger oder behördlicher Auflösung des Vereines 

oder bei Wegfall des bisherigen begünstigten Vereinszweckes ist das 

verbleibende Vereinsvermögen ausschließlich für begünstigte Zwecke des 

Natur- und Umweltschutzes im Sinne des § 4a Abs. 2 Z. 3 lit. d EStG 1988 

zu verwenden. 


